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chen Bezeichnung im Zusammenhang mit dem weiteren Vertrieb der Waren
aus berechtigten Gründen widersetzt, insbesondere wenn der Zustand der Wa-
ren nach ihrem Inverkehrbringen verändert oder verschlechtert ist.

§ 25 Ausschluss von Ansprüchen bei mangelnder Benutzung.
(1) Der Inhaber einer eingetragenen Marke kann gegen Dritte Ansprüche

im Sinne der §§ 14 und 18 bis 19c nicht geltend machen, wenn die Marke
innerhalb der letzten fünf Jahre vor der Geltendmachung des Anspruchs für
die Waren oder Dienstleistungen, auf die er sich zur Begründung seines
Anspruchs beruft, nicht gemäß § 26 benutzt worden ist, sofern zu diesem
Zeitpunkt seit mindestens fünf Jahren kein Widerspruch mehr gegen die
Marke möglich war.
(2) 1Werden Ansprüche im Sinne der §§ 14 und 18 bis 19c wegen Verletzung

einer eingetragenen Marke im Wege der Klage geltend gemacht, so hat der
Kläger auf Einrede des Beklagten nachzuweisen, dass die Marke innerhalb der
letzten fünf Jahre vor Erhebung der Klage für die Waren oder Dienstleistungen,
auf die er sich zur Begründung seines Anspruchs beruft, gemäß § 26 benutzt
worden ist oder dass berechtigte Gründe für die Nichtbenutzung vorliegen,
sofern zum Zeitpunkt der Klageerhebung seit mindestens fünf Jahren kein
Widerspruch mehr gegen die Marke möglich war. 2 Endet der Zeitraum von
fünf Jahren der Nichtbenutzung nach Erhebung der Klage, so hat der Kläger auf
Einrede des Beklagten nachzuweisen, dass die Marke innerhalb der letzten fünf
Jahre vor dem Schluss der mündlichen Verhandlung gemäß § 26 benutzt wor-
den ist oder dass berechtigte Gründe für die Nichtbenutzung vorlagen. 3 Bei der
Entscheidung werden nur die Waren oder Dienstleistungen berücksichtigt, für
die die Benutzung nachgewiesen worden ist.

§ 26 Benutzung der Marke. (1) Soweit die Geltendmachung von Ansprü-
chen aus einer eingetragenen Marke oder die Aufrechterhaltung der Eintra-
gung davon abhängig ist, daß die Marke benutzt worden ist, muß sie von
ihrem Inhaber für die Waren oder Dienstleistungen, für die sie eingetragen ist,
im Inland ernsthaft benutzt worden sein, es sei denn, daß berechtigte Gründe
für die Nichtbenutzung vorliegen.
(2) Die Benutzung der Marke mit Zustimmung des Inhabers gilt als Benut-

zung durch den Inhaber.
(3) Als Benutzung einer eingetragenen Marke gilt, unabhängig davon, ob

die Marke in er benutzten Form auch auf den Namen des Inhabers einge-
tragen ist, auch die Benutzung der Marke in einer Form, die von der Ein-
tragung abweicht, soweit die Abweichung den kennzeichnenden Charakter
der Marke nicht verändert.
(4) Als Benutzung im Inland gilt auch das Anbringen der Marke auf Waren

oder deren Aufmachung oder Verpackung im Inland, wenn die Waren aus-
schließlich für die Ausfuhr bestimmt sind.
(5) Soweit die Benutzung innerhalb von fünf Jahren ab dem Zeitpunkt, ab

dem kein Widerspruch mehr gegen die Marke möglich ist, erforderlich ist,
tritt in den Fällen, in denen gegen die Eintragung Widerspruch erhoben
worden ist, an die Stelle des Ablaufs der Widerspruchsfrist der Zeitpunkt, ab
dem die das Widerspruchsverfahren beendende Entscheidung Rechtskraft
erlangt hat oder der Widerspruch zurückgenommen wurde.

und Schranken des Schutzes §§ 25, 26 MarkenG 10
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Abschnitt 5. Marken als Gegenstand des Vermögens

§ 27 Rechtsübergang. (1) Das durch die Eintragung, die Benutzung oder
die notorische Bekanntheit einer Marke begründete Recht kann für alle oder
für einen Teil der Waren oder Dienstleistungen, für die die Marke Schutz
genießt, auf andere übertragen werden oder übergehen.
(2) 1 Gehört die Marke zu einem Geschäftsbetrieb oder zu einem Teil eines

Geschäftsbetriebs, so wird das durch die Eintragung, die Benutzung oder die
notorische Bekanntheit der Marke begründete Recht im Zweifel von der
Übertragung oder dem Übergang des Geschäftsbetriebs oder des Teils des
Geschäftsbetriebs, zu dem die Marke gehört, erfaßt. 2 Dies gilt entsprechend
für die rechtsgeschäftliche Verpflichtung zur Übertragung eines Geschäfts-
betriebs oder eines Teils eines Geschäftsbetriebs.
(3) Der Übergang des durch die Eintragung einer Marke begründeten

Rechts wird auf Antrag eines Beteiligten in das Register eingetragen, wenn er
dem Deutschen Patent- und Markenamt nachgewiesen wird.
(4) Betrifft der Rechtsübergang nur einen Teil der Waren oder Dienstleis-

tungen, für die die Marke eingetragen ist, so sind die Vorschriften über die
Teilung der Eintragung mit Ausnahme von § 46 Abs. 2 und 3 Satz 1 ent-
sprechend anzuwenden.

§ 28 Vermutung der Rechtsinhaberschaft; Zustellungen an den Inha-
ber. (1) Es wird vermutet, daß das durch die Eintragung einer Marke begrün-
dete Recht dem im Register als Inhaber Eingetragenen zusteht.
(2) 1 Ist das durch die Eintragung einer Marke begründete Recht auf einen

anderen übertragen worden oder übergegangen, so kann der Rechtsnachfolger
in einem Verfahren vor dem Deutschen Patent- und Markenamt, einem Be-
schwerdeverfahren vor dem Bundespatentgericht oder einem Rechtsbeschwer-
deverfahren vor dem Bundesgerichtshof den Anspruch auf Schutz dieser Marke
und das durch die Eintragung begründete Recht erst von dem Zeitpunkt an
geltend machen, in dem dem Deutschen Patent- und Markenamt der Antrag auf
Eintragung des Rechtsübergangs zugegangen ist. 2 Satz 1 gilt entsprechend für
sonstige Verfahren vor dem Deutschen Patent- und Markenamt, Beschwerde-
verfahren vor dem Bundespatentgericht oder Rechtsbeschwerdeverfahren vor
dem Bundesgerichtshof, an denen der Inhaber einer Marke beteiligt ist. 3 Über-
nimmt der Rechtsnachfolger ein Verfahren nach Satz 1 oder 2, so ist die Zu-
stimmung der übrigen Verfahrensbeteiligten nicht erforderlich.
(3) 1 Verfügungen und Beschlüsse des Deutschen Patent- und Markenamts, die

der Zustellung an den Inhaber der Marke bedürfen, sind dem als Inhaber Einge-
tragenen zuzustellen. 2 Ist dem Deutschen Patent- und Markenamt ein Antrag auf
Eintragung eines Rechtsübergangs zugegangen, so sind die in Satz 1 genannten
Verfügungen und Beschlüsse auch dem Rechtsnachfolger zuzustellen.

§ 29 Dingliche Rechte; Zwangsvollstreckung; Insolvenzverfahren.
(1) Das durch die Eintragung, die Benutzung oder die notorische Bekannt-

heit einer Marke begründete Recht kann
1. verpfändet werden oder Gegenstand eines sonstigen dinglichen Rechts sein
oder

2. Gegenstand von Maßnahmen der Zwangsvollstreckung sein.

10 MarkenG §§ 27–29 Teil 2. Voraussetzungen, Inhalt
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(2) Betreffen die in Absatz 1 Nr. 1 genannten Rechte oder die in Absatz 1
Nr. 2 genannten Maßnahmen das durch die Eintragung einer Marke begrün-
dete Recht, so werden sie auf Antrag eines Beteiligten in das Register einge-
tragen, wenn sie dem Deutschen Patent- und Markenamt nachgewiesen
werden.
(3) 1Wird das durch die Eintragung einer Marke begründete Recht durch

ein Insolvenzverfahren erfaßt, so wird dies auf Antrag des Insolvenzverwalters
oder auf Ersuchen des Insolvenzgerichts in das Register eingetragen. 2 Im
Falle der Eigenverwaltung (§ 270 der Insolvenzordnung) tritt der Sachwalter
an die Stelle des Insolvenzverwalters.

§ 30 Lizenzen. (1) Das durch die Eintragung, die Benutzung oder die
notorische Bekanntheit einer Marke begründete Recht kann für alle oder für
einen Teil der Waren oder Dienstleistungen, für die die Marke Schutz
genießt, Gegenstand von ausschließlichen oder nicht ausschließlichen Lizen-
zen für das Gebiet der Bundesrepublik Deutschland insgesamt oder einen Teil
dieses Gebiets sein.
(2) Der Inhaber einer Marke kann die Rechte aus der Marke gegen einen

Linzenznehmer geltend machen, der hinsichtlich
1. der Dauer der Lizenz,
2. der von der Eintragung erfaßten Form, in der die Marke benutzt werden darf,
3. der Art der Waren oder Dienstleistungen, für die die Lizenz erteilt wurde,
4. des Gebiets, in dem die Marke angebracht werden darf, oder
5. der Qualität der von ihm hergestellten Waren oder der von ihm erbrachten
Dienstleistungen

gegen eine Bestimmung des Lizenzvertrages verstößt.
(3) 1 Der Lizenznehmer kann Klage wegen Verletzung einer Marke nur mit

Zustimmung ihres Inhabers erheben. 2 Abweichend von Satz 1 kann der
Inhaber einer ausschließlichen Lizenz Klage wegen Verletzung einer Marke
erheben, wenn der Inhaber der Marke nach förmlicher Aufforderung nicht
selbst innerhalb einer angemessenen Frist Klage wegen Verletzung einer
Marke erhoben hat.
(4) Jeder Lizenznehmer kann einer vom Inhaber der Marke erhobenen Ver-

letzungsklage beitreten, um den Ersatz seines Schadens geltend zu machen.
(5) Ein Rechtsübergang nach § 27 oder die Erteilung einer Lizenz nach

Absatz 1 berührt nicht die Lizenzen, die Dritten vorher erteilt worden sind.
(6) 1 Das Deutsche Patent- und Markenamt trägt auf Antrag des Inhabers

der Marke oder des Lizenznehmers die Erteilung einer Lizenz in das Register
ein, wenn ihm die Zustimmung des anderen Teils nachgewiesen wird. 2 Für
die Änderung einer eingetragenen Lizenz gilt Entsprechendes. 3 Die Eintra-
gung wird auf Antrag des Inhabers der Marke oder des Lizenznehmers
gelöscht. 4 Der Löschungsantrag des Inhabers der Marke bedarf des Nach-
weises der Zustimmung des bei der Eintragung benannten Lizenznehmers
oder seines Rechtsnachfolgers.

§ 31 Angemeldete Marken. Die §§ 27 bis 30 gelten entsprechend für
durch Anmeldung von Marken begründete Rechte.

und Schranken des Schutzes §§ 30, 31 MarkenG 10
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Teil 3. Verfahren in Markenangelegenheiten

Abschnitt 1. Eintragungsverfahren

§ 32 Erfordernisse der Anmeldung. (1) 1 Die Anmeldung zur Eintragung
einer Marke in das Register ist beim Deutschen Patent- und Markenamt
einzureichen. 2 Die Anmeldung kann auch über ein Patentinformationszen-
trum eingereicht werden, wenn diese Stelle durch Bekanntmachung1) des
Bundesministeriums der Justiz und für Verbraucherschutz im Bundesgesetz-
blatt dazu bestimmt ist, Markenanmeldungen entgegenzunehmen.
(2) Die Anmeldung muß enthalten:

1. einen Antrag auf Eintragung,
2. Angaben, die es erlauben, die Identität des Anmelders festzustellen,
3. eine Darstellung der Marke, die nicht dem Schutzhindernis nach § 8 Ab-
satz 1 unterfällt, und

4. ein Verzeichnis der Waren oder Dienstleistungen, für die die Eintragung
beantragt wird.
(3) Die Anmeldung muß den weiteren Anmeldungserfordernissen entspre-

chen, die in einer Rechtsverordnung nach § 65 Abs. 1 Nr. 2 bestimmt
worden sind.

§ 33 Anmeldetag; Anspruch auf Eintragung; Veröffentlichung der
Anmeldung. (1) 1 Der Anmeldetag einer Marke ist der Tag, an dem der
Anmelder die Anmeldung mit den Angaben nach § 32 Absatz 2 beim Deut-
schen Patent- und Markenamt eingereicht hat. 2 Der Eingang der Anmelde-
unterlagen bei einem Patentinformationszentrum, das durch Bekannt-
machung1) des Bundesministeriums der Justiz und für Verbraucherschutz im
Bundesgesetzblatt zur Entgegennahme von Markenanmeldungen bestimmt
ist, gilt als Eingang beim Deutschen Patent- und Markenamt.
(2) 1 Die Anmeldung einer Marke, deren Anmeldetag feststeht, begründet

einen Anspruch auf Eintragung. 2 Dem Eintragungsantrag ist stattzugeben, es
sei denn, daß die Anmeldungserfordernisse nicht erfüllt sind oder daß absolute
Schutzhindernisse der Eintragung entgegenstehen.
(3) Die Anmeldung einer Marke, die sämtliche Angaben nach § 32 Ab-

satz 2 enthält, wird einschließlich solcher Angaben veröffentlicht, die es
erlauben, die Identität des Anmelders festzustellen.

§ 34 Ausländische Priorität. (1) Die Inanspruchnahme der Priorität einer
früheren ausländischen Anmeldung richtet sich nach den Vorschriften der
Staatsverträge mit der Maßgabe, daß die Priorität nach der Pariser Verbands-
übereinkunft auch für Dienstleistungen in Anspruch genommen werden kann.
(2) Ist die frühere ausländische Anmeldung in einem Staat eingereicht

worden, mit dem kein Staatsvertrag über die Anerkennung der Priorität
besteht, so kann der Anmelder ein dem Prioritätsrecht nach der Pariser

10 MarkenG §§ 32–34 Teil 3. Verfahren in Markenangelegenheiten

1) Siehe hierzu Bek. der zur Entgegennahme von Patent-, Gebrauchsmuster-, Marken- und
Geschmacksmusteranmeldungen befugten Patentinformationszentren idF der Bek. v. 5.10.2004
(BGBl. I S. 2599), zuletzt geänd. durch Bek. v. 23.10.2018 (BGBl. I S. 1843) und Patentinformati-
onszentren-Bekanntmachung 2018 v. 23.10.2018 (BGBl. I S. 1843).



143

Verbandsübereinkunft entsprechendes Prioritätsrecht in Anspruch nehmen,
soweit nach einer Bekanntmachung des Bundesministeriums der Justiz und
für Verbraucherschutz im Bundesgesetzblatt der andere Staat aufgrund einer
ersten Anmeldung beim Deutschen Patent- und Markenamt ein Prioritäts-
recht gewährt, das nach Voraussetzungen und Inhalt dem Prioritätsrecht nach
der Pariser Verbandsübereinkunft vergleichbar ist.
(3) 1Wer eine Priorität nach Absatz 1 oder 2 in Anspruch nimmt, hat

innerhalb von zwei Monaten nach dem Anmeldetag Zeit und Staat der
früheren Anmeldung anzugeben. 2Hat der Anmelder diese Angaben gemacht,
fordert ihn das Deutsche Patent- und Markenamt auf, innerhalb von zwei
Monaten nach der Zustellung der Aufforderung das Aktenzeichen der frühe-
ren Anmeldung anzugeben und eine Abschrift der früheren Anmeldung ein-
zureichen. 3 Innerhalb dieser Fristen können die Angaben geändert werden.
4Werden die Angaben nicht rechtzeitig gemacht, so wird der Prioritäts-
anspruch für diese Anmeldung verwirkt.

§ 35 Ausstellungspriorität. (1) Hat der Anmelder der Marke Waren oder
Dienstleistungen unter der angemeldeten Marke
1. auf einer amtlichen oder amtlich anerkannten internationalen Ausstellung
im Sinne des am 22. November 1928 in Paris unterzeichneten Abkommens
über internationale Ausstellungen oder

2. auf einer sonstigen inländischen oder ausländischen Ausstellung
zur Schau gestellt, kann er, wenn er die Anmeldung innerhalb einer Frist von
sechs Monaten seit der erstmaligen Zurschaustellung der Waren oder Dienst-
leistungen unter der angemeldeten Marke einreicht, von diesem Tag an ein
Prioritätsrecht im Sinne des § 34 in Anspruch nehmen.
(2) Die in Absatz 1 Nr. 1 bezeichneten Ausstellungen werden vom Bun-

desministerium der Justiz und für Verbraucherschutz im Bundesanzeiger be-
kanntgemacht.
(3) Die Ausstellungen nach Absatz 1 Nummer 2 werden im Einzelfall vom

Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz bestimmt und im
Bundesanzeiger bekanntgemacht.
(4) 1Wer eine Priorität nach Absatz 1 in Anspruch nimmt, hat innerhalb

von zwei Monaten nach dem Anmeldetag den Tag der erstmaligen Zurschau-
stellung sowie die Ausstellung anzugeben. 2 Hat der Anmelder diese Angaben
gemacht, fordert ihn das Deutsche Patent- und Markenamt auf, innerhalb von
zwei Monaten nach der Zustellung der Aufforderung die Nachweise für die
Zurschaustellung der Waren oder Dienstleistungen unter der angemeldeten
Marke einzureichen. 3Werden die Nachweise nicht rechtzeitig eingereicht, so
wird der Prioritätsanspruch für diese Anmeldung verwirkt.
(5) Die Ausstellungspriorität nach Absatz 1 verlängert nicht die Prioritäts-

frist nach § 34.

§ 36 Prüfung der Anmeldungserfordernisse. (1) Das Deutsche Patent-
und Markenamt prüft, ob
1. die Anmeldung der Marke den Erfordernissen für die Zuerkennung eines
Anmeldetages nach § 33 Abs. 1 genügt,

2. die Anmeldung den sonstigen Anmeldungserfordernissen entspricht,
3. die Gebühren in ausreichender Höhe gezahlt worden sind und

Teil 3. Verfahren in Markenangelegenheiten §§ 35, 36 MarkenG 10
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4. der Anmelder nach § 7 Inhaber einer Marke sein kann.
(2) 1Werden nach Absatz 1 Nummer 1 festgestellte Mängel der Anmel-

dung nicht innerhalb einer vom Deutschen Patent- und Markenamt bestimm-
ten Frist beseitigt, so gilt die Anmeldung als zurückgenommen. 2Werden die
festgestellten Mängel fristgerecht beseitigt, so wird als Anmeldetag der Tag
zuerkannt, an dem die Mängel beseitigt worden sind.
(3) 1Werden innerhalb einer vom Deutschen Patent- und Markenamt be-

stimmten Frist Klassengebühren nicht oder in nicht ausreichender Höhe
nachgezahlt oder wird vom Anmelder keine Bestimmung darüber getroffen,
welche Waren- oder Dienstleistungsklassen durch den gezahlten Gebühren-
betrag gedeckt werden sollen, so werden zunächst die Leitklasse und sodann
die übrigen Klassen in der Reihenfolge der Klasseneinteilung berücksichtigt.
2 Im Übrigen gilt die Anmeldung als zurückgenommen.
(4) Werden sonstige Mängel innerhalb einer vom Deutschen Patent- und

Markenamt bestimmten Frist nicht beseitigt, so weist das Deutsche Patent-
und Markenamt die Anmeldung zurück.
(5) Kann der Anmelder nicht nach § 7 Inhaber einer Marke sein, so weist

das Deutsche Patent- und Markenamt die Anmeldung zurück.

§ 37 Prüfung auf absolute Schutzhindernisse; BemerkungenDritter.
(1) Ist die Marke nach § 3, 8 oder 10 von der Eintragung ausgeschlossen,

so wird die Anmeldung zurückgewiesen.
(2) Ergibt die Prüfung, daß die Marke zwar am Anmeldetag (§ 33 Abs. 1)

nicht den Voraussetzungen des § 8 Abs. 2 Nr. 1, 2 oder 3 entsprach, daß das
Schutzhindernis aber nach dem Anmeldetag weggefallen ist, so kann die
Anmeldung nicht zurückgewiesen werden, wenn der Anmelder sich damit
einverstanden erklärt, daß ungeachtet des ursprünglichen Anmeldetages und
einer etwa nach § 34 oder § 35 in Anspruch genommenen Priorität der Tag,
an dem das Schutzhindernis weggefallen ist, als Anmeldetag gilt und für die
Bestimmung des Zeitrangs im Sinne des § 6 Abs. 2 maßgeblich ist.
(3) Eine Anmeldung wird nach § 8 Abs. 2 Nr. 4 oder Nummer 14 nur

zurückgewiesen, wenn die Eignung zur Täuschung oder die Bösgläubigkeit
ersichtlich ist.
(4) Eine Anmeldung wird nach § 10 nur zurückgewiesen, wenn die Noto-

rietät der älteren Marke amtsbekannt ist und wenn die weiteren Vorausset-
zungen des § 9 Abs. 1 Nr. 1 oder 2 gegeben sind.
(5) Die Absätze 1 bis 4 sind entsprechend anzuwenden, wenn die Marke

nur für einen Teil der Waren oder Dienstleistungen, für die sie angemeldet
worden ist, von der Eintragung ausgeschlossen ist.
(6) 1Natürliche oder juristische Personen sowie die Verbände der Herstel-

ler, Erzeuger, Dienstleistungsunternehmer, Händler und Verbraucher können
vor der Eintragung der Marke beim Deutschen Patent- und Markenamt
schriftliche Bemerkungen einreichen, in denen sie erläutern, aus welchen
Gründen die Marke von Amts wegen nicht eingetragen werden sollte. 2 Die
Personen und Verbände können beim Deutschen Patent- und Markenamt
auch schriftliche Bemerkungen einreichen, in denen sie erläutern, aus wel-
chen Gründen die Anmeldung einer Kollektiv- oder Gewährleistungsmarke
zurückzuweisen ist. 3 Die Personen und Verbände sind an dem Verfahren beim
Deutschen Patent- und Markenamt nicht beteiligt.

10 MarkenG § 37 Teil 3. Verfahren in Markenangelegenheiten
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§ 38 Beschleunigte Prüfung. Auf Antrag des Anmelders wird die Prüfung
nach den §§ 36 und 37 beschleunigt durchgeführt.

§ 39 Zurücknahme, Einschränkung und Berichtigung der Anmel-
dung. (1) Der Anmelder kann die Anmeldung jederzeit zurücknehmen oder
das in der Anmeldung enthaltene Verzeichnis der Waren und Dienstleistungen
einschränken.
(2) Der Inhalt der Anmeldung kann auf Antrag des Anmelders zur Berich-

tigung von sprachlichen Fehlern, Schreibfehlern oder sonstigen offensicht-
lichen Unrichtigkeiten geändert werden.

§ 40 Teilung der Anmeldung. (1) 1 Der Anmelder kann die Anmeldung
teilen, indem er erklärt, daß die Anmeldung der Marke für die in der Tei-
lungserklärung aufgeführten Waren und Dienstleistungen als abgetrennte An-
meldung weiterbehandelt werden soll. 2 Für jede Teilanmeldung bleibt der
Zeitrang der ursprünglichen Anmeldung erhalten.
(2) 1Wird die Gebühr nach dem Patentkostengesetz für das Teilungsver-

fahren nicht innerhalb von drei Monaten nach dem Zugang der Teilungs-
erklärung gezahlt, so gilt die abgetrennte Anmeldung als zurückgenommen.
2 Die Teilungserklärung kann nicht widerrufen werden.

§ 41 Eintragung, Veröffentlichung und Markeninformation. (1) Ent-
spricht die Anmeldung den Anmeldungserfordernissen und wird sie nicht
gemäß § 37 zurückgewiesen, so wird die angemeldete Marke in das Register
eingetragen.
(2) 1 Die Eintragung wird veröffentlicht. 2 Die Veröffentlichung kann in

elektronischer Form erfolgen.
(3) 1 Zur weiteren Verarbeitung oder Nutzung zu Zwecken der Marken-

information kann das Deutsche Patent- und Markenamt die in das Register
eingetragenen Angaben an Dritte in elektronischer Form übermitteln. 2 Die
Übermittlung erfolgt nicht, soweit die Einsicht nach § 62 Absatz 4 aus-
geschlossen ist.

§ 42 Widerspruch. (1) 1 Innerhalb einer Frist von drei Monaten nach dem
Tag der Veröffentlichung der Eintragung der Marke gemäß § 41 Absatz 2
kann von dem Inhaber einer Marke oder einer geschäftlichen Bezeichnung
mit älterem Zeitrang gegen die Eintragung der Marke Widerspruch erhoben
werden. 2 Innerhalb dieser Frist kann auch von Personen, die berechtigt sind,
Rechte aus einer geschützten Ursprungsbezeichnung oder einer geschützten
geografischen Angabe mit älterem Zeitrang geltend zu machen, gegen die
Eintragung der Marke Widerspruch erhoben werden.
(2) Der Widerspruch kann nur darauf gestützt werden, daß die Marke

1. wegen einer angemeldeten oder eingetragenen Marke mit älterem Zeitrang
nach § 9,

2. wegen einer notorisch bekannten Marke mit älterem Zeitrang nach § 10 in
Verbindung mit § 9,

3. wegen ihrer Eintragung für einen Agenten oder Vertreter des Marken-
inhabers nach § 11,

Teil 3. Verfahren in Markenangelegenheiten §§ 38–42 MarkenG 10
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4. wegen einer nicht eingetragenen Marke mit älterem Zeitrang nach § 4
Nr. 2 oder einer geschäftlichen Bezeichnung mit älterem Zeitrang nach § 5
in Verbindung mit § 12 oder

5. wegen einer Ursprungsbezeichnung oder geografischen Angabe mit älte-
rem Zeitrang in Verbindung mit § 13

gelöscht werden kann.
(3) Ein Widerspruch kann auf der Grundlage eines älteren Rechts oder

mehrerer älterer Rechte erhoben werden, wenn diese Rechte demselben
Inhaber gehören.
(4) Den am Widerspruchsverfahren beteiligten Parteien wird auf beidersei-

tigen Antrag eine Frist von mindestens zwei Monaten eingeräumt, um eine
gütliche Einigung zu ermöglichen.

§ 43 Einrede mangelnder Benutzung; Entscheidung über den Wi-
derspruch. (1) 1 Ist der Widerspruch vom Inhaber einer eingetragenen Marke
mit älterem Zeitrang erhoben worden, so hat er, wenn der Gegner die Einrede
der Nichtbenutzung erhebt, nachzuweisen, dass die Marke innerhalb der letzten
fünf Jahre vor dem Anmelde- oder Prioritätstag der Marke, gegen die der
Widerspruch sich richtet, gemäß § 26 benutzt worden ist, sofern zu diesem
Zeitpunkt seit mindestens fünf Jahren kein Widerspruch mehr gegen sie mög-
lich war. 2 Der Nachweis kann auch durch eine eidesstattliche Versicherung
erbracht werden. 3 Bei der Entscheidung werden nur Waren und Dienstleistun-
gen berücksichtigt, für die die Benutzung nachgewiesen worden ist.
(2) 1 Ergibt die Prüfung des Widerspruchs, daß die Marke für alle oder für

einen Teil der Waren oder Dienstleistungen, für die sie eingetragen ist, zu
löschen ist, so wird die Eintragung ganz oder teilweise gelöscht. 2 Kann die
Eintragung der Marke nicht gelöscht werden, so wird der Widerspruch zu-
rückgewiesen.
(3) Ist die eingetragene Marke wegen einer oder mehrerer Marken mit

älterem Zeitrang zu löschen, so kann das Verfahren über weitere Wider-
sprüche bis zur rechtskräftigen Entscheidung über die Eintragung der Marke
ausgesetzt werden.
(4) Im Falle der Löschung nach Absatz 2 ist § 52 Abs. 2 und 3 entspre-

chend anzuwenden.

§ 44 Eintragungsbewilligungsklage. (1) Der Inhaber der Marke kann im
Wege der Klage gegen den Widersprechenden geltend machen, daß ihm trotz
der Löschung der Eintragung nach § 43 ein Anspruch auf die Eintragung
zusteht.
(2) Die Klage nach Absatz 1 ist innerhalb von sechs Monaten nach Un-

anfechtbarkeit der Entscheidung, mit der die Eintragung gelöscht worden ist,
zu erheben.
(3) Die Eintragung aufgrund einer Entscheidung zugunsten des Inhabers

der Marke wird unter Wahrung des Zeitrangs der Eintragung vorgenommen.
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